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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 RS 3/11 R 
 
L 1 R 129/07 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 4 RA 540/04 (SG Halle) 
 
 
 
…………………………………… , 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. September 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-

Anhalt vom 27. Januar 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 27.1.2011 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch des Klägers auf Fest-

stellung der Zeit vom 1.3.1974 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum 

Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum erzielten 

Entgelte verneint, weil der Kläger am Stichtag 30.6.1990 nicht in einem volkseigenen 

Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens oder einem gleichgestellten Betrieb 

gearbeitet habe. 

 

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Verletzung des § 8 Abs 2, Abs 3 

Satz 1 und Abs 4 Nr 1 iVm § 1 Abs 1 Satz 1 AAÜG. Entgegen der Ansicht des Berufungsge-

richts erfülle er die vom BSG aufgestellten Voraussetzungen für einen fiktiven Anspruch auf 

Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz. Soweit das LSG zu 

dem Ergebnis komme, dass es sich bei seinem Beschäftigungsbetrieb, dem VEB G.                

                                                         , nicht um einen Produktionsbetrieb im Sinne der Ver-

ordnung über die zusätzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen 

und ihnen gleichgestellten Betrieben (AVItech) gehandelt habe, beruhe die Entscheidung auf 

einer rechtsfehlerhaften Subsumtion unter die vom BSG formulierten Voraussetzungen. Des 

Weiteren liege ein Verstoß gegen den Amtsermittlungsgrundsatz iS von § 103 SGG vor. 

 

 

II 

 

Die Revision ist unzulässig. Ihre Begründung entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. 

 

Gemäß § 164 Abs 2 Satz 1 SGG ist die Revision fristgerecht zu begründen. Nach Satz 3 der 

Vorschrift muss die Begründung "einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm 

und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel erge-

ben". Diese gesetzlichen Anforderungen hat das BSG in ständiger Rechtsprechung präzisiert 

(vgl nur BSG SozR 4-1500 § 164 Nr 3 = NZS 2008, 389; BSG SozR 3-1500 § 164 Nr 12 S 22, 

jeweils mwN; zustimmend BVerfG SozR 1500 § 164 Nr 17). 

 

Zwar rügt der Kläger ua eine Verletzung des § 1 Abs 1 Satz 1 AAÜG. Er legt aber nicht in der 

gebotenen Weise dar, worin die Rechtsverletzung liegen soll. Hierzu wäre unter Wiedergabe 

des entscheidungserheblichen Sachverhalts die Darstellung erforderlich gewesen, weshalb 

eine revisible Rechtsvorschrift auf den festgestellten Sachverhalt nicht oder nicht richtig 

angewandt worden ist (vgl BSG Urteil vom 23.11.2005 - B 12 RA 10/04 R - Juris RdNr 11; BSG 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

 

Beschlüsse vom 17.3.2003 - B 3 KR 12/02 R - Juris RdNr 14; vom 27.2.2008 - B 12 P 1/07 R - 

Juris RdNr 16). Hieran fehlt es. 

 

Wendet sich die Revision gegen die Verletzung einer Vorschrift des materiellen Rechts, ist in 

der Begründung sorgfältig und nach Umfang und Zweck zweifelsfrei darzulegen, weshalb die 

Norm in der angefochtenen Entscheidung - bezogen auf den festgestellten Sachverhalt - nicht 

oder nicht richtig angewandt worden ist (vgl zusammenfassend: BSG Urteil vom 23.11.2005 

- B 12 RA 10/04 R - Juris RdNr 10 mit zahlreichen Nachweisen aus der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung; BSG Beschluss vom 6.3.2006 - B 13 RJ 46/05 R - Juris RdNr 6 und 9). Dies 

setzt voraus, dass sich die Begründung mit dem vorinstanzlichen Urteil auseinandersetzt. "Aus-

einandersetzung" bedeutet, auf den Gedankengang des Vordergerichts einzugehen (BSG 

Beschluss vom 30.1.2001 - B 2 U 42/00 R - Juris RdNr 10 und BSG SozR 1500 § 164 Nr 20). 

Dazu muss der Revisionsführer - zumindest kurz - rechtlich auf die Gründe der Vorinstanz 

eingehen; er muss mithin erkennen lassen, dass er sich mit der angefochtenen Entscheidung 

befasst hat und inwieweit er bei der Auslegung der angewandten Rechtsvorschriften anderer 

Auffassung ist (BSG SozR 1500 § 164 Nr 12 S 17 und Nr 20 S 33 f mwN; Senatsurteil vom 

11.6.2003 - B 5 RJ 52/02 R - Juris RdNr 12 ff). 

 

Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Revisionsbegründung nicht. 

 

Der Kläger versäumt es bereits, den entscheidungserheblichen Sachverhalt darzustellen. Für 

das Revisionsgericht sind indes die im Berufungsurteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen 

maßgeblich (vgl § 163 SGG). Fehlen diesbezügliche Ausführungen, wird das Revisionsgericht 

nicht in die Lage versetzt, allein anhand der Revisionsbegründung zu prüfen, ob die in Streit 

stehende revisible Rechtsvorschrift auf den festgestellten Sachverhalt nicht oder nicht richtig 

angewandt worden ist. Es ist nicht Aufgabe des Revisionsgerichts, die 

entscheidungserheblichen Tatsachen selbst zusammenzutragen. 

 

Mangels Darstellung des vom LSG festgestellten Sachverhalts ist auch nicht aufgezeigt, inwie-

weit das Berufungsgericht den Sachverhalt defizitär ermittelt und damit gegen § 103 SGG ver-

stoßen habe. 

 

Schon aus diesen Gründen kann die Revision keinen Erfolg haben. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 und 4 SGG. 
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